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3. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nachprüfungsbefugnisse der Kommission — Um­
fang — Zugang zu den Räumlichkeiten der Unternehmen — Grenzen — Angabe von Ge­
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5. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nacbprüfungsbefugnisse der Kommission — Un­
terstützung durch die nationalen Behörden — Festlegung der Verfahrensmodalitäten durch 
das nationale Recht — Kontrollbefugnis der nationalen Stellen — Grenzen 
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14 Absatz 6) 

6. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung, mit der eine 
Nachprüfung gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 angeordnet wird 
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14 Absatz 3) 

7. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Entscheidung, mit der eine Nachprüfung angeord­
net wird — Erlaß aufgrund einer Ermächtigung — Rechtmäßigkeit — Folgen — Festsetzung 
von Geldbußen bei Nichteinhaltung 

(Fusionsvertrag, Artikel 17; Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14 Absatz 3 und Arti­
kel 15) 

8. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Entscheidung, mit der ein Zwangsgeld gegen ein 
Unternehmen festgesetzt wird — Anhörung des betroffenen Unternehmens und des Beraten­
den Ausschusses — Vorzeitigkeit gegenüber der endgültigen Festsetzung der Höhe des 
Zwangsgelds 

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 15) 

9. Handlungen der Organe — Gültigkeitsvermutung — Folgen 

1. Die Wahrung der Rechte der Verteidi­
gung als Grundsatz von fundamentalem 
Charakter muß nicht nur in Verwal­
tungsverfahren, die zu Sanktionen führen 
können, gewährleistet sein, sondern auch 
in Voruntersuchungsverfahren; insbeson­
dere gilt dies bei Nachprüfungen nach 
Artikel 14 der Verordnung Nr. 17, die 
von entscheidender Bedeutung für die 
Erbringung von Beweisen für rechtswid­
rige Verhaltensweisen von Unternehmen 
sein können, die geeignet sind, deren 
Haftung auszulösen. 

2. Ein Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung ist in der Gemeinschaftsrechts­
ordnung als ein dem Recht der Mitglied­
staaten gemeinsamer Grundsatz zwar für 
die Privatwohnung natürlicher Personen 
anzuerkennen, nicht aber für Unterneh­
men, da die Rechtsordnungen der Mit­

gliedstaaten in bezug auf Art und Um­
fang des Schutzes von Geschäftsräumen 
gegen behördliche Eingriffe nicht uner­
hebliche Unterschiede aufweisen. Etwas 
anderes läßt sich' auch nicht aus Artikel 8 
der Europäischen Menschenrechtskon­
vention ableiten. 

Indessen bedürfen in allen Rechtsord­
nungen der Mitgliedstaaten Eingriffe der 
öffentlichen Gewalt in die Sphäre der 
privaten Betätigung jeder — natürlichen 
oder juristischen — Person einer Rechts­
grundlage und müssen aus den gesetzlich 
vorgesehenen Gründen gerechtfertigt 
sein; diese Rechtsordnungen sehen da­
her, wenn auch in unterschiedlicher Aus­
gestaltung, einen Schutz gegen willkürli­
che oder unverhältnismäßige Eingriffe 
vor. Das Erfordernis eines solchen Schut­
zes ist folglich als allgemeiner Grundsatz 
des Gemeinschaftsrechts anzuerkennen. 
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3. Sowohl aus dem Zweck der Verordnung 
Nr. 17 als auch aus der Aufzählung der 
den Bediensteten der Kommission einge­
räumten Befugnisse in Artikel 14 dieser 
Verordnung ergibt sich, daß die Nach­
prüfungen sehr weit gehen können. 

Dabei kommt dem Recht, alle Räumlich­
keiten, Grundstücke und Transportmittel 
der Unternehmen zu betreten, insofern 
besondere Bedeutung zu, als es der 
Kommission damit ermöglicht werden 
soll, das Beweismaterial für Zuwider­
handlungen gegen die Wettbewerbsre­
geln an den Orten zu sammeln, an denen 
es sich normalerweise befindet, d. h. in 
den Geschäftsräumen der Unternehmen. 

Dieses Betretungsrecht wäre nutzlos, 
wenn sich die Bediensteten der Kommis­
sion darauf beschränken müßten, die 
Vorlage von Unterlagen oder Akten zu 
verlangen, die sie schon vorher genau be­
zeichnen können. Es impliziert vielmehr 
auch die Befugnis, nach anderen Infor­
mationsquellen zu suchen, die noch nicht 
bekannt oder vollständig bezeichnet sind. 
Ohne eine solche Befugnis wäre es der 
Kommission unmöglich, die für die 
Nachprüfung erforderlichen Informatio­
nen einzuholen, falls die betroffenen Un­
ternehmen die Mitwirkung verweigern 
oder eine obstruktive Haltung einneh­
men. 

Die Ausübung der weitreichenden Er­
mittlungsbefugnisse, über die die Kom­
mission verfügt, unterliegt jedoch Bedin­
gungen, die die Beachtung der Rechte 
der Unternehmen gewährleisten sollen. 
Dabei stellt die Verpflichtung der Kom­
mission zur Angabe von Gegenstand und 
Zweck der Nachprüfung insofern ein 
grundlegendes Erfordernis dar, als da­
durch nicht nur die Berechtigung des be­
absichtigten Eingriffs in den betroffenen 
Unternehmen aufgezeigt werden soll, 

sondern auch diese Unternehmen in die 
Lage versetzt werden sollen, den Umfang 
ihrer Mitwirkungspflicht zu erkennen 
und zugleich ihre Verteidigungsrechte zu 
wahren. 

4. Bei Nachprüfungen unter Mitwirkung 
der betroffenen Unternehmen aufgrund 
einer aus einer Nachprüfungsentschei­
dung resultierenden Verpflichtung haben 
die Bediensteten der Kommission unter 
anderem das Recht, sich die von ihnen 
angeforderten Unterlagen vorlegen zu 
lassen, die von ihnen bezeichneten 
Räume zu betreten und sich den Inhalt 
der von ihnen angegebenen Möbel zei­
gen zu lassen. Dagegen können sie sich 
nicht gewaltsam Zugang zu Räumen 
oder Möbeln verschaffen oder die Be­
schäftigten des Unternehmens zwingen, 
ihnen den Zugang hierzu zu gewähren; 
sie können auch keine Durchsuchungen 
ohne Einwilligung der Verantwortlichen 
des Unternehmens vornehmen. 

Widersetzen sich dagegen die betroffe­
nen Unternehmen der Kommission, kön­
nen deren Bedienstete auf der Grundlage 
von Artikel 14 Absatz 6 der Verordnung 
Nr. 17 ohne Mitwirkung der Unterneh­
men unter Einschaltung der nationalen 
Behörden, die ihnen die zur Erfüllung ih­
rer Aufgabe erforderliche Unterstützung 
zu gewähren haben, nach allen für die 
Nachprüfung notwendigen Informations­
quellen suchen. Zwar ist diese Unterstüt­
zung nur für den Fall vorgeschrieben, 
daß sich das Unternehmen ausdrücklich 
widersetzt, jedoch kann sie auch vor­
sorglich zu dem Zweck angefordert wer­
den, sich über einen etwaigen Wider­
spruch des Unternehmens hinwegsetzen 
zu können. 

5. Aus Artikel 14 Absatz 6 der Verordnung 
Nr. 17 ergibt sich, daß es Sache des ein­
zelnen Mitgliedstaats ist, die Bedingun-
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gen zu regeln, unter denen die nationa­
len Stellen den Bediensteten der Kom­
mission Unterstützung gewähren. Inso­
weit haben die Mitgliedstaaten unter Be­
achtung der allgemeinen Grundsätze des 
Gemeinschaftsrechts die Wirksamkeit des 
Vorgehens der Kommission sicherzustel­
len. Innerhalb der genannten Grenzen 
bestimmen sich die für die Gewährlei­
stung der Rechte der Unternehmen ge­
eigneten Verfahrensmodalitäten nach na­
tionalem Recht. 

Die Kommission hat die betreffenden na­
tionalen Verfahrensvorschriften zu be­
achten und außerdem dafür zu sorgen, 
daß die nach nationalem Recht zustän­
dige Stelle über alle Mittel verfügt, deren 
sie bedarf, um die ihr zustehende Kon­
trollbefugnis ausüben zu können. 

Zwar darf diese Stelle — gleichgültig, ob 
es sich um ein Gericht handelt oder nicht 
— nicht die Beurteilung der Notwendig­
keit der angeordneten Nachprüfungen 
durch die Kommission, deren Sach- und 
Rechtserwägungen lediglich der Recht­
mäßigkeitskontrolle durch den Gerichts­
hof unterliegen, durch ihre eigene Beur­
teilung ersetzen. Jedoch ist die nationale 
Stelle befugt, nach Feststellung der Echt­
heit der Nachprüfungsentscheidung zu 
prüfen, ob die beabsichtigten Zwangs­
maßnahmen nicht willkürlich oder, ge­
messen am Gegenstand der Nachprü­
fung, unverhältnismäßig sind, sowie für 
die Wahrung der Vorschriften ihres na­
tionalen Rechts bei der Durchführung 
dieser Maßnahmen zu sorgen. 

6. Die wesentlichen Teile der Begründung 
einer Nachprüfungsentscheidung sind in 
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
17 aufgeführt. Die Verpflichtung der 
Kommission zur Angabe von Gegenstand 
und Zweck der Nachprüfung stellt eine 
grundlegende Garantie für die Verteidi­

gungsrechte der betroffenen Unterneh­
men dar. Daher kann der Umfang der 
Pflicht zur Begründung von Nachprü­
fungsentscheidungen nicht aufgrund von 
Erwägungen eingeschränkt sein, die die 
Wirksamkeit der Untersuchung betreffen. 
Zwar braucht die Kommission weder 
dem Adressaten einer Nachprüfungsent­
scheidung alle ihr vorliegenden Informa­
tionen über vermutete Zuwiderhandlun­
gen zu übermitteln, noch muß sie eine 
strenge rechtliche Qualifizierung dieser 
Zuwiderhandlungen vornehmen; sie hat 
aber klar anzugeben, welchen Vermutun­
gen sie nachzugehen beabsichtigt. 

7. Eine Entscheidung, mit der die Kommis­
sion das für Wettbewerbsfragen zustän­
dige Kommissionsmitglied ermächtigt, im 
Namen und unter der Verantwortung 
der Kommission Entscheidungen nach 
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 17 zu erlassen, verletzt nicht den in 
Artikel 17 des Fusionsvertrags niederge­
legten Kollegialitätsgrundsatz. Daher 
sind die aufgrund der Ermächtigung er­
lassenen Entscheidungen als Entschei­
dungen der Kommission im Sinne von 
Artikel 15 der Verordnung Nr. 17 anzu­
sehen, bei deren Nichteinhaltung eine 
Geldbuße festgesetzt werden kann. 

8. Dem Erlaß einer Entscheidung, mit der 
gegen ein Unternehmen, das die Dul­
dung einer Nachprüfung nach Artikel 14 
der Verordnung Nr. 17 verweigert hat, 
ein Zwangsgeld in Höhe einer bestimm­
ten Anzahl von Rechnungseinheiten für 
jeden Tag des Verzugs von einem be­
stimmten Zeitpunkt an festgesetzt wird, 
braucht keine Anhörung des betroffenen 
Unternehmens und des Beratenden Aus­
schusses für Kartell- und Monopolfragen 
vorauszugehen. Eine solche Entschei­
dung ist nämlich nicht vollstreckbar, da 
in ihr nicht der Gesamtbetrag des 
Zwangsgelds angegeben ist. Würde man 
im übrigen verlangen, daß die genannten 
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Anhörungen vor Erlaß einer solchen Ent­
scheidung erfolgen, so würde dies dazu 
führen, daß der Erlaß der Entscheidung 
hinausgezögert und damit die Wirksam­
keit der Nachprüfungsentscheidung in 
Frage gestellt würde. 

Jedoch müssen die Anhörung des betrof­
fenen Unternehmens, die ein wesentli­
ches Element des Anspruchs auf rechtli­
ches Gehör darstellt, und die Anhörung 
des Beratenden Ausschusses vor Erlaß 
der Entscheidung zur endgültigen Fest­
setzung des Zwangsgelds erfolgen, so 
daß sowohl das betroffene Unternehmen 
als auch der Beratende Ausschuß in der 
Lage sind, sich zu allen Gesichtspunkten, 
die die Kommission bei der Festsetzung 
des Zwangsgelds und seiner endgültigen 
Höhe berücksichtigt hat, in zweckdienli­
cher Weise zu äußern. 

9. Alle Rechtssubjekte des Gemeinschafts­
rechts sind verpflichtet, die volle Wirk­
samkeit der Handlungen der Gemein­
schaftsorgane anzuerkennen, solange 
diese nicht vom Gerichtshof für ungültig 
erklärt worden sind, und die Vollzieh-
barkeit dieser Handlungen zu respektie­
ren, solange der Gerichtshof nicht die 
Aussetzung ihres Vollzugs angeordnet 
hat. Verweigert ein Unternehmen jede 
Art von Mitwirkung am Vollzug einer an 
sie gerichteten Nachprüfungsentschei­
dung, so ist dieses Verhalten mit der ge­
nannten Verpflichtung unvereinbar und 
läßt sich nicht mit übergeordneten recht­
lichen Interessen rechtfertigen, so daß 
eine Herabsetzung des wegen dieser 
Weigerung festgesetzten Zwangsgelds 
nicht in Betracht kommt. 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in den verbundenen Rechtssachen 46 /87 und 227/88 * 

I — Sachverhalt 

Die Klägerin ist ein Unternehmen der che­
mischen Industrie, das unter anderem PVC 
und Polyäthylen herstellt und in den Ver­
kehr bringt. 

Da der Kommission Informationen vorla­
gen, die für sie den Verdacht begründeten, 
daß zwischen bestimmten Herstellern und 
Händlern von PVC und von Polyäthylen in 
der Gemeinschaft Vereinbarungen oder auf­
einander abgestimmte Verhaltensweisen be­
züglich der Festsetzung von Preisen und 
Lieferquoten für diese Erzeugnisse bestan­

den, beschloß sie, bei mehreren Unterneh­
men, darunter die Klägerin, eine Nachprü­
fung durchzuführen, und erließ am 15. Ja­
nuar 1987 die streitige Entscheidung. 

Mit dieser Entscheidung versehen, wurden 
am 20. Januar 1987 zwei Beamte der Kom­
mission in Begleitung eines Beamten des 
Bundeskartellamts, der für Wettbewerbsfra­
gen zuständigen deutschen Behörde, unan­
gemeldet bei der Klägerin vorstellig, um die 
Nachprüfung durchzuführen. Die Klägerin 
weigerte sich jedoch, die Nachprüfung zu 
dulden; zur Begründung machte sie geltend, 
daß es sich um eine Durchsuchung handele, 
die, jedenfalls mangels einer vorherigen 
richterlichen Anordnung, rechtswidrig sei. 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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